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�ffentliche Finanzen*) Staatlicher Gesamthaushalt

Im laufenden Jahr k�nnte sich die Lage der

�ffentlichen Finanzen trotz der seit dem Fr�h-

jahr zu verzeichnenden gesamtwirtschaftli-

chen Abschw�chung nochmals leicht verbes-

sern und erstmals nach der deutschen Verei-

nigung ein �berschuss im Staatshaushalt er-

reicht werden.1) Dazu tr�gt bei, dass die Wirt-

schaftsentwicklung aufgrund des kr�ftigen

Einstiegs in das Jahr 2008 im Jahresdurch-

schnitt noch einen positiven Einfluss hat. Eine

besondere Unsicherheit besteht allerdings im

Hinblick auf die St�tzungsmaßnahmen f�r

Finanzinstitute (vgl. hierzu die Erl�uterungen

auf S. 66f.). In diesem Zusammenhang ist

auch nicht auszuschließen, dass sich anstelle

eines sonst zu erwartenden weiteren deut-

lichen R�ckgangs ein Anstieg der Schulden-

quote ergibt.

Die Staatseinnahmen d�rften im laufenden

Jahr in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

(BIP) allenfalls leicht zur�ckgehen. Auf der

einen Seite f�hren Rechts�nderungen zu

sp�rbaren Einnahmenausf�llen. So haben die

Unternehmensteuerreform und die weitere

Senkung des Beitragssatzes der Bundesagen-

tur f�r Arbeit (BA) von 4,2% auf 3,3% zwar

erhebliche Einnahmenausf�lle zur Folge, die

durch Beitragssatzanhebungen bei der ge-

* Im Abschnitt „Staatlicher Gesamthaushalt“ erfolgt eine
Analyse auf der Datengrundlage der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen (VGR) sowie der Maastricht-
Kennzahlen. Die sich anschließende Berichterstattung
�ber die Haushalte der Gebietsk�rperschaften und Sozial-
versicherungszweige basiert auf der finanzstatistischen
(haushaltsm�ßigen) Abgrenzung.
1 Der �berschuss im Jahr 2000 war ausschließlich auf
einmalige UMTS-Erl�se zur�ckzuf�hren. Das Statistische
Bundesamt revidierte zuletzt den Finanzierungssaldo f�r
das Jahr 2007 auf – 0,2% des BIP, nachdem zuvor ein
leichter �berschuss ausgewiesen worden war.
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Zum Einfluss der Finanzmarktkrise auf die Staatsfinanzen

Die derzeitige Krise an den Finanzm�rkten beeinflusst auch
die Entwicklung der �ffentlichen Finanzen. Aus heutiger
Sicht sind die Wirkungen aber nicht verl�sslich zu quantifizie-
ren. Im Folgenden werden zun�chst die verschiedenen Ein-
flusskan�le und anschließend die statistische Verbuchung
dargestellt. Der statistische Nachweis der unmittelbaren
Hilfen f�llt dabei in den Haushaltsrechnungen (der Finanz-
statistik) und den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
(VGR), die den in der EU vereinbarten Maastricht-Kriterien
f�r Defizit und Schuldenstand zugrunde liegen, unter-
schiedlich aus.

Die Einflusskan�le der Finanzmarktkrise auf die Staats-
finanzen

Indirekte realwirtschaftliche Wirkungen

Soweit die Finanzmarktkrise die realwirtschaftliche Entwick-
lung und damit auch die gesamtwirtschaftlichen Bezugs-
gr�ßen der Steuern und Sozialabgaben (v.a. Unternehmens-
gewinne, Lohn- und Gehaltssumme, Konsum) beeintr�chtigt,
fallen die staatlichen Einnahmen geringer aus. Außerdem
wachsen die staatlichen Ausgaben, wenn die Arbeitslosigkeit
steigt. Zudem k�nnen die staatlichen Zinsausgaben und Ein-
nahmen aus Verm�gen betroffen sein.

Besondere Einfl�sse auf gewinnabh�ngige Steuereinnahmen

Dar�ber hinaus kann es zu sp�rbaren Einnahmenausf�llen
kommen, ohne dass dies auf die �blicherweise herange-
zogenen makro�konomischen Bezugsgr�ßen der Steuern zu-
r�ckzuf�hren ist. So unterscheidet sich die j�hrliche Entwick-
lung der VGR-Gr�ße „Unternehmens- und Verm�gensein-
kommen“ zum Teil deutlich von der der tats�chlichen Bemes-
sungsgrundlage der gewinnabh�ngigen Steuern. Abschrei-
bungen auf wertgeminderte Verm�genspositionen schlagen
sich beispielsweise nicht in der VGR-Gr�ße nieder, k�nnen
aber steuerlich relevant sein. Allerdings bleiben die derzeit
diskutierten umfangreichen Abschreibungen im Finanzsek-
tor insbesondere dann ohne (unmittelbaren) Einfluss auf die
Steuereinnahmen, wenn der Gewinn zuvor nicht im Inland
versteuert wurde oder ohnehin bereits umfangreiche Ver-
lustvortr�ge bestanden. Die bislang insgesamt g�nstige Ent-
wicklung der gewinnabh�ngigen Steuern spricht daf�r, dass
die Finanzmarktkrise zumindest bis zum Oktober allenfalls
begrenzt zu Steuerausf�llen gef�hrt hat. F�r das kommende
Jahr wird gem�ß der offiziellen Steuersch�tzung als Gegen-
bewegung zu den starken Aufkommenszuw�chsen der Vor-
jahre eine Abschw�chung bei den gewinnabh�ngigen Steu-
ern erwartet. Auch im Nachhinein d�rfte sich jedoch kaum
beziffern lassen, inwieweit hierbei die Finanzmarktkrise das
Aufkommen direkt beeinflusst hat.

Direkte staatliche St�tzungsmaßnahmen f�r Finanzinstitute

Durch St�tzungsmaßnahmen der �ffentlichen Hand f�r
Finanzinstitute k�nnen die Staatsfinanzen schließlich auch
unmittelbar ber�hrt werden. Dies gilt beispielsweise f�r
Rekapitalisierungen oder den Erwerb problembehafteter
Verm�gensgegenst�nde. Es k�nnen aber auch Garantien ver-
geben werden, die nicht unmittelbar zu Auszahlungen f�h-
ren. Die Maßnahmen k�nnen �ber die Kernhaushalte der
Gebietsk�rperschaften, aber auch �ber Sonderverm�gen,
�ffentliche (Finanz-)Unternehmen oder Zweckgesellschaften
erfolgen.

Der Ausweis von St�tzungsmaßnahmen f�r Finanzinstitute
in den Haushalten der Gebietsk�rperschaften und Staats-
konten

Verbuchung in den Haushaltsrechnungen der Gebiets-
k�rperschaften

In den Haushalten der einzelnen Gebietsk�rperschaften und
in der Finanzstatistik schlagen sich die staatlichen Stabili-
sierungsmaßnahmen teilweise anders nieder als im Staats-
konto der VGR. So f�hrten die St�tzungsmaßnahmen im ver-
gangenen Jahr nicht zu Zahlungen aus dem Bundeshaushalt,
und im laufenden Jahr wurde bisher lediglich eine Verm�-
gens�bertragung an die KfW im Zusammenhang mit der
St�tzung der IKB in H�he von 1,2 Mrd 5 verbucht. In Zukunft
k�nnen sich Belastungen aus den Bundesgarantien im Rah-
men des Verkaufs der IKB und der St�tzung der HypoReal-
Estate ergeben, wenn hieraus Zahlungsverpflichtungen er-
wachsen. Die L�nderhaushalte wurden durch die bisherigen
St�tzungsmaßnahmen f�r l�ndereigene Finanzinstitutionen
kaum belastet. Die Garantien von insgesamt 7 Mrd 5 f�r die
Landesbanken von Sachsen und Nordrhein-Westfalen wur-
den n�mlich bisher offenbar nur in geringem Maße in An-
spruch genommen, und auch die Kapitalzuf�hrung von
1�2 Mrd 5 an die HSH Nordbank wurde in Schleswig-Holstein
und Hamburg außerhalb der Kernhaushalte finanziert.

Weitere St�tzungsmaßnahmen d�rften �berwiegend �ber
den Finanzmarktstabilisierungsfonds erfolgen, der im Okto-
ber als Sonderverm�gen des Bundes errichtet wurde. Die Auf-
wendungen des Fonds f�r Rekapitalisierungen, f�r Ank�ufe
von Verm�gensgegenst�nden sowie f�r Zinsen schlagen sich
in voller H�he als haushaltsm�ßige Ausgaben und somit im
Defizit des Sonderverm�gens nieder. Garantien werden erst
dann defiziterh�hend erfasst, wenn diese tats�chlich zu Aus-
zahlungen f�hren. Etwaige Zinseinnahmen, Geb�hren aus
der Garantievergabe sowie im weiteren Verlauf anfallende
Erl�se aus Beteiligungs- und Verm�gensver�ußerungen ver-
bessern den Finanzierungssaldo des Fonds. Eine Verschuldung
des Fonds (und damit der Gebietsk�rperschaften) wird in der
Finanzstatistik dann ausgewiesen, wenn sich der Fonds �ber

1 Die Aufteilung auf die einzelnen L�nder erfolgt zur H�lfte nach der
Einwohnerzahl und zur H�lfte nach dem BIP. Bund und L�nder tragen
dar�ber hinaus Lasten von Institutionen, an denen sie beteiligt sind,

in H�he ihres jeweiligen Anteils. — 2 Auf europ�ischer Ebene werden
derzeit offene Verbuchungsfragen im Zusammenhang mit staatlichen
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Kreditaufnahme finanziert. In den Kernhaushalten schl�gt
sich die T�tigkeit des Fonds erst nach dessen Abwicklung nie-
der, soweit aus aufgelaufenen Schulden zus�tzliche Zins-
lasten zu tragen sind. Gesetzlich ist geregelt, dass das Schluss-
ergebnis des Fonds im Verh�ltnis 65:35 zwischen Bund und
L�ndern aufgeteilt wird, wobei die Beteiligung der L�nder
auf einen H�chstbetrag von 7,7 Mrd 5 begrenzt ist.1)

Verbuchung in den VGR (gesamtstaatliche Maastricht-
Kriterien)

Die Maastricht-Kriterien basieren grunds�tzlich auf den VGR
sowie den erg�nzenden Ausf�hrungen des von der EU-Sta-
tistikbeh�rde Eurostat herausgegebenen „Handbuch zum
ESVG 1995: Defizit und Schuldenstand des Staates“. Dabei
wird auf den Gesamtstaat einschließlich Sonderverm�gen
(d.h. inkl. Finanzmarktstabilisierungsfonds) und zuzuord-
nenden Einheiten Bezug genommen. Die Ausweise erfolgen
gem�ß auf europ�ischer Ebene harmonisierten Regeln, auf
deren Grundlage die haushaltsm�ßigen Daten in die VGR
�bergeleitet werden.

Anders als in der Haushaltsrechnung haben dabei Transak-
tionen im Finanzverm�gen in den VGR vom Grundsatz her
keinen Einfluss auf das Defizit. Ein Erwerb oder eine Ver�u-
ßerung einer Beteiligung oder eines anderen finanziellen
Verm�gens beeinflusst den VGR-Saldo somit regelm�ßig
nicht. Eine Ausnahme gilt f�r den Fall, dass der Kaufpreis
oder die erwartete Rendite nicht marktgerecht sind. F�r sol-
che Kapitalzuf�hrungen zu Vorzugskonditionen, die (zumin-
dest teilweise) als defizitwirksame Verm�genstransfers zu
klassifizieren sind, setzen die Wettbewerbsregeln der EU
allerdings grunds�tzlich enge Grenzen. Die Wirkung von
den genannten finanziellen Transaktionen auf den Schulden-
stand entspricht dagegen in der Regel derjenigen in der
Finanzstatistik.

Garantien werden auch in den VGR als Eventualverbindlich-
keiten in der Regel erst bei Inanspruchnahme als Ausgabe
gebucht. Staatliche Garantien an Unternehmen in finan-
zieller Schieflage, denen der Zugang zum Kapitalmarkt ohne
solche St�tzung versperrt w�re und bei denen eine (Teil-)In-
anspruchnahme mit hoher Wahrscheinlichkeit erwartet wird,
sind aber nach Auffassung von Eurostat – anders als in der
Finanzstatistik – bereits bei der Vergabe schuldenstandswirk-
sam zu verbuchen. Der erwartete Umfang der Inanspruch-
nahme ist dann als Verm�genstransfer defizitwirksam zu
erfassen. Staatlich initiierte Stellen, die zur Entlastung von
Finanzinstituten wertgeminderte Aktiva �bernehmen und
dabei maßgeblich �ber staatliche Garantien vor Verlusten
gesch�tzt sind, werden mit ihren Schulden dem Staatssektor
zugerechnet. Die Defizitwirkung der �bernahme wertgemin-
derter Verm�gensgegenst�nde entspricht der Differenz zwi-
schen Ankaufs- und marktgerechtem Preis der Aktiva.

In den VGR werden Transaktionen und Einheiten in gr�ße-
rem Umfang dem Staat zugerechnet als in den Haushalts-
rechnungen. Sofern eine Zuordnung zum Staatssektor er-
folgt, gelten f�r die konkrete Verbuchung bez�glich Defizit
und Schuldenstand die oben beschriebenen Regeln. So steigt
beispielsweise das VGR-Defizit, wenn eine als Transfer identi-
fizierte Ausgabe durch ein �ffentliches Unternehmen auf Be-
treiben des Staates geleistet wird. Auch der Schuldenstand
erh�ht sich in diesem Fall in der Regel, wenn keine Verrech-
nung mit vom Staat bereitgestelltem Eigenkapital m�glich
ist.

Im konkreten Fall kann die Verbuchung allerdings mit Un-
sicherheiten verbunden sein. Dies liegt zum einen daran,
dass die einzelnen F�lle zum Teil recht komplex sind und den
Statistikern nicht immer alle relevanten Informationen zur
Verf�gung stehen. Zum anderen sind aber auch die Verbu-
chungsregeln selbst nicht immer detailliert genug, um jeden
Einzelfall ohne weiteres einordnen zu k�nnen.2) In diesem
Umfeld kommt insbesondere Eurostat die wichtige Aufgabe
zu, auf der europ�ischen Ebene unabh�ngig von politischen
Erw�gungen die Dokumentation der Belastungen des Staats-
haushalts in den Statistiken zu gew�hrleisten und durch ge-
eignete Grundsatzentscheidungen den M�glichkeiten „krea-
tiver Buchf�hrung“ vorzubeugen. Eine solide statistische
Basis ist eine zentrale Voraussetzung f�r eine sachgerechte
Anwendung der Haushaltsregeln auf europ�ischer Ebene
und auch f�r die Beurteilung der Entwicklung der Staats-
finanzen auf nationaler Ebene unverzichtbar.

In Deutschland haben seit dem ersten Rettungspaket f�r die
IKB Ende Juli 2007 eine Reihe von Banken Unterst�tzung
durch den Bund, einzelne L�nder oder staatlich beauftragte
�ffentliche Finanzinstitute erhalten. F�r 2007 hat das Statis-
tische Bundesamt in Abstimmung mit Eurostat St�tzungs-
maßnahmen des Bundes in H�he von 7,3 Mrd 5 in den VGR
defiziterh�hend verbucht. Der Schuldenstand wurde hiervon
letztlich kaum betroffen. Da sich die St�tzungsmaßnahmen
der KfW f�r die IKB im Gesch�ftsjahr 2007 vor allem in
einem R�ckgang der Eigenkapitalposition der KfW wider-
spiegelten, erh�hte sich die Verschuldung des Staates nur un-
wesentlich. Vielmehr verminderte sich dessen Finanzverm�-
gen – die Beteiligung an der KfW. F�r das erste Halbjahr
2008 bel�uft sich der Defiziteffekt bislang auf 3 1�2 Mrd 5. F�r
den Schuldenstand ist noch nicht abschließend gekl�rt, ob
die Kreditaufnahme in einer Gr�ßenordnung von 40 Mrd 5

durch die im Zusammenhang mit der St�tzung der SachsenLB
und der WestLB gegr�ndeten Zweckgesellschaften dem
Maastricht-Schuldenstand zuzurechnen ist. Welche Belastun-
gen sich im zweiten Halbjahr 2008 aufgrund des Rettungs-
pakets f�r die HypoRealEstate, weiterer Hilfen f�r Landes-
banken und des im Staatssektor erfassten Finanzmarktstabi-
lisierungsfonds im Einzelnen ergeben, ist gegenw�rtig noch
nicht absehbar.

St�tzungsmaßnahmen f�r Finanzinstitute im Rahmen einer statis-
tischen „Task Force“ diskutiert.
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setzlichen Kranken- und der sozialen Pflege-

versicherung nur zu einem geringen Teil aus-

geglichen werden. Auf der anderen Seite

setzt sich aber der seit einigen Jahren (um

Rechts�nderungen und konjunkturelle Ein-

fl�sse bereinigte) außerordentlich starke Auf-

kommensanstieg bei den gewinnabh�ngigen

Steuern bislang noch fort. Zudem d�rfte die

Einnahmenquote dadurch gest�tzt werden,

dass die „abgabenergiebige“ Bruttolohn-

und -gehaltssumme erstmals seit dem Jahr

2000 wieder st�rker zunimmt als das nomi-

nale BIP. Bei der Lohnsteuer schlagen insbe-

sondere aufgrund der relativ hohen Tarifab-

schl�sse auch umfangreichere progressions-

bedingte Mehreinnahmen zu Buche.

Die staatliche Ausgabenquote d�rfte in die-

sem Jahr verhaltener als in den Vorjahren,

aber dennoch merklich sinken. Neben einem

im Jahresdurchschnitt relativ hohen nomina-

len BIP-Wachstum, das die Quote �ber den

Nenner senkt, f�hrt insbesondere die r�ckl�u-

fige Zahl der Arbeitslosen zu geringeren Auf-

wendungen. Dar�ber hinaus wirkt das mode-

rate Lohnwachstum der letzten Jahre noch

d�mpfend nach, weil viele staatliche Aufwen-

dungen (z.B. die Renten) der Lohnentwick-

lung mit zeitlicher Verz�gerung folgen. Hohe

Ausgabenzuw�chse sind dagegen bei den

staatlichen Investitionen sowie im Gesund-

heitsbereich zu erwarten.

Im kommenden Jahr d�rfte sich die Lage der

�ffentlichen Haushalte merklich eintr�ben

und wieder ein Defizit anfallen. In einem

Basisszenario unter Einschluss der j�ngsten

Regierungsbeschl�sse und eines erheblichen

Aufkommensr�ckgangs bei den gewinnab-

h�ngigen Steuern, aber ohne Mehrausgaben

im Zusammenhang mit St�tzungsmaßnah-

men f�r Finanzinstitute k�nnte das Defizit

eine sp�rbare Gr�ßenordnung erreichen. Da-

bei ist zu ber�cksichtigen, dass gegenw�rtig

zwar eine insgesamt schwache gesamtwirt-

schaftliche Entwicklung erwartet wird, aber

von einer f�r die �ffentlichen Haushalte be-

sonders g�nstigen Wachstumsstruktur auszu-

gehen ist. Insgesamt bestehen allerdings er-

hebliche Risiken. So sind die gesamtwirt-

schaftlichen Aussichten und der Einfluss

staatlicher St�tzungsmaßnahmen f�r die Fi-

nanzm�rkte sehr unsicher. Dar�ber hinaus

gibt es bei dem hohen Aufkommensniveau

der gewinnabh�ngigen Steuern ein st�rkeres

R�ckschlagpotenzial.

Die Einnahmenquote k�nnte auch unter der

Annahme einer gewissen Normalisierung des

Aufkommens der gewinnabh�ngigen Steuern

etwa auf dem Niveau von 2008 verharren. So

ist auch 2009 von progressionsbedingten

Mehreinnahmen auszugehen, und die Brutto-

lohn- und -gehaltssumme k�nnte nochmals

st�rker steigen als das nominale BIP. Schließ-

lich f�hrt eine 2007 vereinbarte und voraus-

sichtlich 2009 umzusetzende �nderung der

Finanzierung des EU-Haushalts dazu, dass

Deutschland weniger Umsatzsteueraufkom-

men (aber mehr ausgabenseitig zu verbu-

chende, auf das Bruttonationaleinkommen

bezogene Mittel) an die EU abf�hren muss

und daher (beim Bund) h�here Steuereinnah-

men verbleiben. Dieser Effekt ist 2009 beson-

ders ausgepr�gt, weil auch R�ckzahlungen

f�r die Jahre 2007 und 2008 zu erwarten

sind. Abgabensenkungen und -erh�hungen

d�rften sich dagegen etwa die Waage halten.

Ausgabenquote
d�rfte noch-
mals merklich
sinken

2009 Eintr�-
bung der
Staatsfinanzen

Einnahmen-
quote per saldo
wohl wenig
ver�ndert



DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
November 2008

69

Haushaltsregeln und Finanzmarktkrise

Mit dem EG-Vertrag und dem Stabilit�ts- und
Wachstumspakt sind gemeinsame Regeln f�r die
Finanzpolitik der EU-Staaten vereinbart worden.
Kern der Bestimmungen ist es, solide �ffentliche
Finanzen in der EU sicherzustellen. Durch die
Finanzmarktkrise und ihre realwirtschaftlichen Fol-
gen k�nnen die �ffentlichen Haushalte belastet
werden. Die europ�ischen Fiskalregeln werden
hierdurch aber nicht außer Kraft gesetzt. Sie bieten
gen�gend Flexibilit�t, um auch mit solchen Aus-
nahmesituationen umzugehen. So sind fiskalische
St�tzungsmaßnahmen an Finanzinstitute zur Ab-
wendung einer systemischen Finanzmarktkrise prin-
zipiell mit den Vorgaben vereinbar. Auch bei einem
gravierenden wirtschaftlichen Abschwung verlangt
die Einhaltung der Regeln grunds�tzlich keine die
rezessive Wirtschaftsentwicklung verst�rkende Fis-
kalpolitik.

Insbesondere L�nder, die eine solide fiskalische
Grundposition mit ann�hernd ausgeglichenen
Haushalten oder �bersch�ssen sowie niedrigen
Schuldenquoten erreicht haben, sind gut aufge-
stellt, um die aktuellen finanzpolitischen Heraus-
forderungen bestehen zu k�nnen. Hier k�nnen die
automatischen Stabilisatoren ungehindert wirken
und in den meisten F�llen auch Mehrausgaben im
Zusammenhang mit der St�tzung von Finanzinsti-
tutionen erfolgen, ohne dass die Obergrenze f�r
die Defizitquote von 3% �berschritten wird. Dabei
d�rften die St�tzungsmaßnahmen in Form von
Garantien und Rekapitalisierungen h�ufig ohnehin
nur zum Teil eine Defizitwirkung haben (vgl. Erl�u-
terungen auf S. 66f.). L�nder, die es entgegen den
Vereinbarungen vers�umt haben, in guten Zeiten
ihre strukturellen Haushaltsziele zu erreichen, und
beispielsweise die unerwarteten Einnahmenzu-
w�chse der vergangenen Jahre nicht zur Konsoli-
dierung genutzt haben, verf�gen dagegen �ber ge-
ringere fiskalische Spielr�ume als L�nder mit trag-
f�higen Startpositionen. Falls die Defizitober-
grenze in der gegenw�rtigen Krise �berschritten
werden sollte, w�re vor der Einleitung eines Defizit-
verfahrens insbesondere zu pr�fen, ob die �ber-
schreitung in eindeutigem Zusammenhang mit di-
rekten St�tzungsleistungen an Finanzinstitute oder
einem schwerwiegenden Wirtschaftseinbruch steht,
vor�bergehend ist und die Defizitquote in der N�he
des Referenzwertes bleibt.

Gerade in der Krise zeigt sich, wie schnell und deut-
lich Vertrauen verloren gehen und sich die Risi-
koeinsch�tzung bez�glich eines Landes und auch
dessen fiskalischer Lage �ndern kann. Dies unter-
streicht die Bedeutung der Forderung, dass alle

L�nder nach Bew�ltigung der Finanzmarktkrise z�-
gig solide fiskalische Grundpositionen erreichen,
um die langfristige Tragf�higkeit der Staatsfinan-
zen zu sichern. Die Notwendigkeit glaubw�rdiger
Fiskalregeln in der EU und der W�hrungsunion
wurde zuletzt nachdr�cklich best�tigt.

Diese Erfahrungen sind auch f�r die finanzpoli-
tische Diskussion in Deutschland von Bedeutung.
Zuletzt war die von der F�deralismuskommissionII
angestrebte st�rkere Verankerung des Ziels eines
ann�hernden strukturellen Haushaltsausgleichs in
den Hintergrund getreten. Es wird zudem zum Teil
gefordert, der Bund solle von seinen mittelfristigen
Haushaltszielen grunds�tzlich abr�cken. Dies er-
scheint aber nicht gerechtfertigt. So darf nicht
�bersehen werden, dass krisenhafte Ausnahme-
situationen wie die Gefahr einer systemischen
Bankenkrise im Rahmen der diskutierten Regeln be-
w�ltigt werden k�nnen. Die außerordentlichen
Ausgaben f�r St�tzungsmaßnahmen d�rften gro-
ßenteils vor�bergehender Natur sein und schlagen
sich zun�chst vor allem in dem zur Bew�ltigung der
Finanzmarktkrise gegr�ndeten Finanzmarktstabi-
lisierungsfonds außerhalb der Kernhaushalte nie-
der.1) Zudem ist zu bedenken, dass bei einer haus-
haltsrechtlichen Verankerung eines strukturellen
Haushaltsausgleichs auch der jeweiligen konjunktu-
rellen Situation Rechnung getragen w�rde. So w�-
ren beispielsweise Defizite in einem bestimmten
Jahr im Einklang mit diesem Ziel, wenn sie aus der
Wirkung der automatischen Stabilisatoren resul-
tieren und somit tempor�ren Charakter haben.
Dar�ber hinaus k�nnte auch erwogen werden,
unerwartete Steueraufkommensentwicklungen, die
�ber den kalkulatorischen Effekt der automatischen
Stabilisatoren hinausgehen, im Rahmen der Regeln
vor�bergehend hinzunehmen und erst im weiteren
Verlauf regelgebunden zu kompensieren.2)

Die Reform der nationalen Haushaltsregeln sollte
daher nicht aufgegeben werden. Entscheidend ist
letztlich, dass die Regeln auch den finanzpoliti-
schen Erfordernissen in Ausnahmesituationen Rech-
nung tragen und gleichzeitig eine nachhaltige
Haushaltspolitik absichern. Hierzu geh�rt auch,
dass bei einer Normalisierung der Lage gegebenen-
falls vorhandene strukturelle Schieflagen umge-
hend abgebaut werden. Ein der weiteren Schulden-
akkumulation vorbeugender symmetrischer Ansatz
erfordert dabei, dass nicht nur Defizite in schlech-
ten Zeiten zugelassen, sondern auch �bersch�sse in
guten Zeiten erreicht werden.

1 Auch wenn dies in den Haushaltsrechnungen der Kern-
haushalte zun�chst nicht deutlich wird, stellen sie eine
Belastung des Gesamtstaates dar. Die gegebenenfalls bei
dem Fonds aufgelaufenen Schulden gehen allerdings nach
dessen Aufl�sung auf die Kernhaushalte �ber, aus denen
dann die daraus resultierenden Zinsbelastungen zu finan-

zieren w�ren. Um letztere eng zu begrenzen, ist ein
effizienter Mitteleinsatz, der einerseits zwar die Stabilisie-
rung des Finanzmarktes sicherstellt, andererseits aber auch
die aus den Maßnahmen resultierende fiskalische Belas-
tung ber�cksichtigt, anzustreben. — 2 Vgl. hierzu auch die
Literaturhinweise in Fußnote 8 auf S. 75.
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Dabei stehen der erneuten Senkung des

Beitragssatzes der BA um einen halben

Prozentpunkt und zus�tzlichen steuerlichen

Beg�nstigungen steigende Beitragss�tze zur

gesetzlichen Krankenversicherung und – als

Nachwirkung der Anhebung zur Jahresmitte

2008 – der sozialen Pflegeversicherung

gegen�ber.

Die Ausgabenquote wird 2009 aufgrund der

ung�nstigen Konjunktureinfl�sse erstmals

seit 2003 wieder steigen. Der Ausgaben-

zuwachs d�rfte sich aber auch aus nicht

konjunkturellen Gr�nden merklich beschleu-

nigen. So steht zu erwarten, dass die Gesund-

heitsausgaben nicht zuletzt aufgrund einer

Neuregelung der Verg�tung ambulanter �rzt-

licher Leistungen und der Krankenhausfinan-

zierung außerordentlich kr�ftig zunehmen.

Außerdem werden die staatlichen Inves-

titionen voraussichtlich nochmals sp�rbar

ausgeweitet. Schließlich f�hrt die bereits an-

gesprochene Umstellung der EU-Finanzierung

dazu, dass Deutschland h�here Eigenmittel-

zahlungen leisten muss, die an das Brutto-

nationaleinkommen ankn�pfen und ausga-

benseitig verbucht werden.2)

Mit einer Reihe von Instrumenten, die in

einem Konjunkturpaket zusammengefasst

wurden, reagiert die Bundesregierung auf die

Konjunkturabschw�chung. Dabei ist zu be-

achten, dass auch unabh�ngig davon bereits

umfangreiche Stabilisierungsbeitr�ge geleis-

tet werden. Mit den Maßnahmen zur Finanz-

marktstabilisierung hat die Finanzpolitik einer

drohenden systemischen Finanzkrise in

Deutschland vorgebeugt. Die Geldpolitik

wirkt mit einem breiten Einsatz zins- und

liquidit�tspolitischer Operationen. Die gegen-

w�rtig im parlamentarischen Prozess befind-

lichen erg�nzenden finanzpolitischen Maß-

nahmen k�nnen einen gewissen zus�tzlichen

konjunkturellen Impuls entfalten, ihr Einfluss

sollte aber nicht �berbewertet werden.

Grunds�tzlich ist der Versuch einer aktiven

konjunkturpolitischen Feinsteuerung durch

den Staat mit erheblichen Problemen verbun-

den und allenfalls in eindeutig identifizierba-

ren speziellen Ausnahmesituationen empfeh-

lenswert.

An dem grundlegenden Ziel eines mittelfristig

strukturell ausgeglichenen staatlichen Ge-

samthaushalts und solider Staatsfinanzen

sollte auch vor dem Hintergrund der aktuellen

Entwicklungen festgehalten werden. Die

Wirkung der automatischen Stabilisatoren

wird dabei generell nicht eingeschr�nkt. Bei

einer sehr ung�nstigen konjunkturellen Lage

k�nnten außerdem – im Einklang mit den

europ�ischen Regeln – in Deutschland derzeit

auch dar�ber hinausgehende, unerwartete

Steuerausf�lle zun�chst hingenommen wer-

den (vgl. Erl�uterungen auf S. 69). Hierdurch

w�rde bereits ein erhebliches automatisches

Stabilisierungspotenzial genutzt. Deutschland

hat aufgrund der in den letzten Jahren erziel-

ten Konsolidierung einen gewissen Spiel-

raum, ohne dass die Gefahr besteht, die

3%-Grenze zu �berschreiten. Umfangreiche

finanzpolitische Stabilisierungsprogramme lie-

ßen sich rechtfertigen, wenn eine außerge-

w�hnliche Rezession f�r wahrscheinlich ge-

halten wird. M�gliche nicht gegenfinanzierte

2 Insgesamt d�rfte sich der Beitrag Deutschlands zur
Finanzierung des EU-Haushalts durch die Umstellung der
Eigenmittelverordnung leicht verringern.
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konjunkturst�tzende Maßnahmen sollten nur

vor�bergehenden Charakter haben und keine

unn�tigen Verzerrungen des Wirtschafts-

geschehens verursachen. Insbesondere bei

einem wettbewerbsverzerrenden Wettlauf

durch die Vergabe (sektor-)spezifischer Ver-

g�nstigungen auf nationaler und internatio-

naler Ebene w�rden l�ngerfristig erhebliche

Wachstumseinbußen drohen. Nach �berwin-

dung des Abschwungs w�ren in jedem Fall

z�gig Maßnahmen einzuleiten, um die struk-

turellen Haushaltsziele schnell zu erreichen.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen3) stiegen im dritten

Quartal gegen�ber dem entsprechenden Vor-

jahrszeitraum deutlich um 4% (siehe auch

Schaubild und Tabelle auf den S. 72 und 73).

Wie bereits in den Vorquartalen nahm das

Aufkommen aus den einkommensabh�ngi-

gen Steuern stark zu (+ 7%). Die Lohnsteuer-

ertr�ge wuchsen aufgrund der Zunahme der

Bruttolohn- und -gehaltssumme – einschließ-

lich der Steuerprogression – sowie der gerin-

geren (vom Kassenaufkommen abgesetzten)

Kindergeldzahlungen betr�chtlich. Der An-

stieg bei der veranlagten Einkommensteuer

war erneut besonders kr�ftig, wozu neben

der guten Grunddynamik geringere Erstat-

tungen an Arbeitnehmer entscheidend bei-

trugen. Auch die Kapitalertragsteuerzahlun-

gen (vor allem auf Zins- und Dividendenein-

kommen) legten stark zu. Demgegen�ber

ging das K�rperschaftsteueraufkommen

kr�ftig zur�ck, was mit Auszahlungen von

K�rperschaftsteuerguthaben aus der Zeit vor

20014) sowie der Entlastung durch die 2008

in Kraft getretene Unternehmensteuerreform

zusammenhing. Zwar besteht bez�glich der

H�he der reformbedingten Ausf�lle erheb-

liche Unsicherheit. Dennoch scheint auch bei

der K�rperschaftsteuer die grundlegende Ent-

wicklung weiter positiv zu sein, und zumin-

dest bis September waren noch keine gravie-

renden Aufkommenswirkungen der Finanz-

marktkrise erkennbar. Die Einnahmen aus

den – unterj�hrig teilweise sehr volatilen –

verbrauchsabh�ngigen Steuern stiegen insge-

samt um 2 1�2 %. Dabei stand einem deut-

lichen Zuwachs des Umsatzsteuerauf-

kommens ein R�ckgang der beiden gewich-

tigsten speziellen Verbrauchsteuern, der

Energie- und der Tabaksteuer, gegen�ber.

F�r das Gesamtjahr wird gem�ß der j�ngsten

offiziellen Steuersch�tzung mit einem Zu-

wachs der Steuereinnahmen einschließlich

Gemeindesteuern um 4 1�2 % und einem An-

stieg der finanzstatistischen Steuerquote um

0,3 Prozentpunkte auf 22,5% gerechnet.5)

Die Steuerquote erh�ht sich zum einen durch

das relativ hohe Entgeltwachstum einschließ-

lich des Progressionseffekts bei der Einkom-

3 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steuerauf-
kommen, aber ohne die f�r das letzte Berichtsquartal
noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
4 Das Erstattungsverfahren f�r k�rperschaftsteuerliche
Altguthaben aus der Zeit vor der Systemumstellung 2001
wurde mehrfach ge�ndert und zeitweise ausgesetzt. Seit
2008 werden die verbliebenen Guthaben grunds�tzlich
in zehn gleichen Betr�gen am 30. September eines Jahres
ausgezahlt.
5 Der Sch�tzung liegt die j�ngste gesamtwirtschaftliche
Prognose der Bundesregierung zugrunde. Danach wird
f�r 2008 ein Wachstum des realen BIP um 1,7% (unver-
�ndert gegen�ber Mai 2008) und des nominalen BIP um
3% (Mai 2008: 3,4%) erwartet. F�r 2009 liegt die
Prognose des BIP-Wachstums bei real 0,2% (Mai 2008:
1,2%) und nominal 2,0% (Mai 2008: 2,7%).
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mensteuer und zum anderen aufgrund des

– trotz Ausf�llen durch die Unternehmen-

steuerreform – weiterhin deutlichen Wachs-

tums bei den gewinnabh�ngigen Steuern.

Demgegen�ber nimmt das Aufkommen der

verbrauchsabh�ngigen Steuern etwas schw�-

cher zu als das nominale BIP, obwohl die letzt-

j�hrige Umsatzsteuersatzanhebung zu Beginn

des laufenden Jahres kassenm�ßig noch posi-

tiv nachwirkte. Die gesamtwirtschaftliche Ein-

tr�bung in den letzten Monaten spielt erst

eine begrenzte Rolle f�r die Einnahmenent-

wicklung 2008, da wichtige Bezugsgr�ßen

der Steuern im Jahresdurchschnitt relativ

stabil verlaufen. Bei den gewinnabh�ngigen

Steuern besteht allerdings eine erhebliche

Sch�tzunsicherheit bez�glich des tats�ch-

lichen Einflusses der Unternehmensteuer-

reform ebenso wie hinsichtlich der kurzfris-

tigen Auswirkungen der Finanzmarktkrise

und verschlechterter Gewinnaussichten.

Insgesamt wurden gegen�ber der letzten

offiziellen Steuersch�tzung vom Mai dieses

Jahres die Aufkommenserwartungen um

7 1�2 Mrd 3 angehoben, vor allem da die Ein-

nahmen aus gewinnabh�ngigen Steuern im

bisherigen Jahresverlauf positiv �berrascht

haben. Im Vergleich zur Sch�tzung vom No-

vember 2007, die dem Bundeshaushalt f�r

das laufenden Jahr zugrunde liegt, ergibt sich

ein Plus von 6 Mrd 3 f�r den Gesamtstaat.

F�r den Bund liegt die Revision allerdings bei

lediglich + 1�2 Mrd 3, da die Korrekturen zu

einem großen Teil die haupts�chlich den

Gemeinden zufließende Gewerbesteuer be-

treffen und außerdem f�r die reinen Bundes-

steuern negativ sind.

F�r 2009 wird ein Aufkommensanstieg um

2% und eine ann�hernd konstante Steuer-

quote prognostiziert. Die Lohnsteuereinnah-

men wachsen, auch wegen des Progressions-

effekts, weiter deutlich. Allerdings geht das

Aufkommen der gewinnabh�ngigen Steuern

zur�ck. Dies h�ngt mit der ged�mpften Ge-

winnentwicklung aufgrund der wirtschaft-

lichen Abschw�chung zusammen. Außerdem

wird eine gewisse Gegenbewegung zum

starken Anstieg der Vorjahre erwartet.

Gegen�ber der Mai-Sch�tzung wurde die

Prognose um insgesamt 2 Mrd 3 nach unten

korrigiert, sofern um Unterschiede bei den

ber�cksichtigten Rechts�nderungen bereinigt

wird. Allerdings werden die Ans�tze kurzfris-

tig dadurch gest�tzt, dass die Bundesregie-

rung die Steuerausf�lle im Zusammenhang

mit dem EuGH-Urteil zur Rechtssache Mei-

Veränderung gegenüber Vorjahr, vierteljährlich
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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licke nun nicht mehr haupts�chlich f�r 2009,

sondern f�r 2010 erwartet.6) F�r das Auf-

kommen insgesamt wurde die Prognose des-

halb um 1 Mrd 3 angehoben. Dabei ist aber

zu ber�cksichtigen, dass die von der Bundes-

regierung bereits beschlossenen, aber noch

nicht endg�ltig parlamentarisch verabschie-

deten Maßnahmen (v.a. Anhebung von Kin-

dergeld und -freibetrag, Wiedereinf�hrung

der degressiven Abschreibung, Beg�nstigun-

gen bei der Kfz-Steuer und f�r spezielle haus-

haltsnahe Leistungen) in der offiziellen Steu-

ersch�tzung nicht enthalten sind. Hierdurch

k�nnten die staatlichen Haushalte im kom-

menden Jahr um rund 5 Mrd 3 belastet wer-

den, mit zun�chst bis 2011 wachsenden Aus-

f�llen.

Die offizielle Steuersch�tzung enth�lt erheb-

liche Risiken. So ist die Unsicherheit bez�glich

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der-

zeit besonders groß, und seit Oktober, als die

Regierungsprognose abgeschlossen wurde,

haben sich die Risiken eher vergr�ßert. Hinzu

kommen die Sch�tzprobleme bez�glich des

momentan sehr hohen Aufkommens aus den

gewinnabh�ngigen Steuern. Wie schnell und

in welchem Ausmaß es zu einer Umkehrung

der in den letzten Jahren erheblichen Zu-

w�chse kommt und wie sich die Unterneh-

mensteuerreform und die Finanzmarktkrise

Steueraufkommen

1. bis 3. Vierteljahr 3. Vierteljahr

Sch�t-
zung f�r
2008 1) 2)

2007 2008 2007 2008

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in Mrd 5 in % Mrd 5 in Mrd 5 in % in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 356,5 375,2 + 18,7 + 5,3 120,6 125,5 + 4,9 + 4,0 + 4,2

darunter:
Lohnsteuer 94,1 101,6 + 7,4 + 7,9 31,4 34,1 + 2,6 + 8,4 + 7,6
Gewinnabh�ngige
Steuern 3) 53,7 60,2 + 6,6 + 12,2 17,3 18,1 + 0,7 + 4,3 + 7,3
davon:

Veranlagte
Einkommensteuer 16,3 22,9 + 6,6 + 40,6 7,3 8,9 + 1,6 + 21,6 + 29,7
Kapitalertragsteuern 4) 20,1 23,7 + 3,5 + 17,6 4,5 5,1 + 0,7 + 14,6 + 14,3
K�rperschaftsteuer 17,2 13,6 – 3,6 – 20,9 5,6 4,1 – 1,5 – 26,7 – 24,8

Steuern vom Umsatz 5) 125,7 130,5 + 4,9 + 3,9 42,6 44,3 + 1,7 + 4,1 + 3,7
Energiesteuer 23,7 24,0 + 0,4 + 1,6 9,9 9,8 – 0,1 – 1,0 + 1,4
Tabaksteuer 10,2 9,5 – 0,7 – 6,8 3,8 3,6 – 0,1 – 3,3 – 6,0

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom November 2008. —
2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte ausgewiesene Quartal
noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeinde-

steuern. — 3 Arbeitnehmererstattungen, Eigenheim- und
Investitionszulage vom Aufkommen abgesetzt. — 4 Nicht
veranlagte Steuern vom Ertrag und Zinsabschlag. —
5 Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank

6 Hierbei geht es um die Ber�cksichtigung ausl�ndischer
K�rperschaftsteuerzahlungen bei der Besteuerung von
Dividenden im Rahmen des 2001 abgeschafften Anrech-
nungsverfahrens. Urspr�nglich war der Großteil der Aus-
f�lle bereits f�r 2008 erwartet worden. Die Voraussetzun-
gen f�r nachtr�gliche Erstattungen sind aber noch immer
nicht gekl�rt. Diesbez�glich ist derzeit auch noch ein Ge-
richtsverfahren anh�ngig.
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auswirken werden, ist schwer einzusch�t-

zen.7)

Bundeshaushalt

Der Bundeshaushalt verzeichnete im dritten

Quartal 2008 mit 111�2 Mrd 3 ein um 3 Mrd 3

h�heres Defizit als im entsprechenden Vor-

jahrsquartal. Die Einnahmen stiegen weiter

merklich um fast 4 1�2 % (bzw. 3 Mrd 3). Das

Steueraufkommen wuchs mit 6% (bzw.

4 Mrd 3) kr�ftig – beg�nstigt durch niedrigere

Abf�hrungen an den EU-Haushalt (11�2 Mrd 3).

Zudem �bertraf der von der BA zu zahlende

Eingliederungsbeitrag erneut deutlich den

im Vorjahrsquartal vereinnahmten Aussteue-

rungsbetrag (um fast 1 Mrd 3). Aus Ver-

m�gensverwertungen erzielte der Bund

dagegen 2 Mrd 3 weniger. Das Ausgaben-

wachstum belief sich auf insgesamt 7 1�2 %

(bzw. 6 Mrd 3). Mehrbelastungen von

11�2 Mrd 3 waren dabei auf die nach dem

Aufbrauchen der Verbriefungserl�se f�lligen

Zahlungen an die Postpensionskasse zur�ck-

zuf�hren. Außerdem wurden einmalig außer-

planm�ßig Verm�genstransfers von fast 2 1�2

Mrd 3 – zur St�tzung der IKB und als Folge

eines EuGH-Urteils, das eine alte Subventions-

r�ckzahlungsverpflichtung der Post aufgeho-

ben hatte – verausgabt. Weiterhin wurden

Mehrzuweisungen von jeweils 1�2 Mrd 3 an

die BA und das Bundeseisenbahnverm�gen

geleistet. Der Zuwachs von 9 1�2 % (bzw. 1�2

Mrd 3) bei den Personalausgaben ist wohl auf

die �bertragung des relativ hohen (r�ckwir-

kenden) Tarifabschlusses vom Fr�hjahr auf die

Beamten und Versorgungsempf�nger zur�ck-

zuf�hren, und der Anstieg beim laufenden

Sachaufwand um 10 1�2 % (bzw. 1�2 Mrd 3) be-

ruht vor allem auf Milit�rausgaben.

Nach den ersten drei Quartalen steht f�r den

Bundeshaushalt nun ein Defizit von gut

18 Mrd 3 zu Buche, nach gut 16 1�2 Mrd 3 vor

Jahresfrist. Die f�r das Gesamtjahr ange-

strebte Verringerung um 2 1�2 Mrd 3 auf gut

12 Mrd 3 setzt mithin einen betr�chtlichen

�berschuss im Schlussquartal voraus. Von be-

sonderer Bedeutung f�r das Jahresergebnis

ist dabei die Frage, ob die im Haushalt ver-

anschlagten Privatisierungserl�se von gut

10 1�2 Mrd 3 tats�chlich in voller H�he ver-

einnahmt werden. Bisher wurden davon erst

Mrd €

Mrd €

kumuliert

2006

2007

2008

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Vierteljahresergebnis

2006
2007

2008
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Bundes seit 2006
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7 Vgl. zu den grunds�tzlichen Prognoseproblemen bei
der Steuersch�tzung: Deutsche Bundesbank, Entwick-
lung der Steuereinnahmen in Deutschland und steuer-
politische Fragen, Monatsbericht, Oktober 2008, S. 35 ff.
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gut 11�2 Mrd 3 realisiert. Als Reaktion auf die

Kursr�ckg�nge an den Aktienm�rkten wurde

zudem der B�rsengang der Deutschen Bahn

verschoben. Nach den umfangreichen Ver-

m�gensverwertungen der letzten Jahre wird

es schwieriger, kurzfristig einen Ausgleich zu

finden. Bei Herausrechnung von Privatisie-

rungserl�sen und der erw�hnten zus�tzlichen

Einmalbelastungen d�rfte der Bund allerdings

besser als geplant abschließen.

Vor der Bereinigungssitzung des Haushalts-

ausschusses ist abzusehen, dass das bisherige

Defizitziel von fast 11 Mrd 3 f�r den Bundes-

haushalt 2009 korrigiert werden wird. Neben

den Ergebnissen der j�ngsten offiziellen Steu-

ersch�tzung, die f�r das n�chste Jahr Minder-

einnahmen von gut 2 Mrd 3 in Aussicht stellt,

ist insbesondere noch das Maßnahmenpaket

aufzunehmen, das die Bundesregierung mit

der Zielsetzung einer Stabilisierung der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung Anfang

November beschlossen hat. Die daraus resul-

tierenden Belastungen f�r den Bundes-

haushalt belaufen sich auf 2 1�2 Mrd 3. Insge-

samt w�rde schon dadurch das Defizit auf

15 1�2 Mrd 3 ansteigen. Außerdem k�nnten

die Einmaleinnahmen aus Verm�gensver�u-

ßerungen von bisher fast 4 1�2 Mrd 3 – auch

wegen der derzeit niedrigen Unternehmens-

bewertungen an den B�rsen – niedriger an-

gesetzt werden. Weitere Zusatzbelastungen

deuten sich auch im Zusammenhang mit dem

Arbeitslosengeld II sowie dem Eingliederungs-

beitrag der BA an.

Da die Haushaltsbelastungen aus konjunktur-

st�tzenden Maßnahmen nur zeitlich eng be-

fristet anfallen sollten, stellt dies noch keinen

Grund dar, die mittelfristigen strukturellen

(um Konjunktur und Erl�se aus Verm�gens-

verwertungen bereinigten) Haushaltsziele des

Bundes in Frage zu stellen (vgl. dazu auch

die Ausf�hrungen auf S. 69). Ausgaben zur

St�tzung von Finanzinstituten werden zu-

n�chst grunds�tzlich vom Finanzmarktstabili-

sierungsfonds getragen und belasten den

Bundeshaushalt nur dann, wenn bei der End-

abrechnung des Fonds (wohl erst nach dem

Ende des mittelfristigen Finanzplanungszeit-

raums) noch Schulden zu Buche stehen (vgl.

dazu die Ausf�hrungen auf S. 66f.). Die all-

gemein erwartete Abschw�chung der ge-

samtwirtschaftlichen Wachstumsraten d�rfte

den Abbau des verbliebenen Gesamtdefizits

aber verz�gern. Ebenso wie f�r den Gesamt-

staat haben konjunkturbedingte Kreditauf-

nahmen dabei keinen Einfluss auf die struktu-

relle Ausrichtung. Dar�ber hinaus k�nnten

gegebenenfalls auch weitere unerwartete

Steuerausf�lle hingenommen werden.8)

Nachdem die Konjunkturschw�che �berwun-

den ist, w�re dann aber eine konsequente

und z�gige Konsolidierung des Bundes-

haushalts einzuleiten, um eine solide Grund-

position zu erreichen. Zu deren Absicherung

w�re es unver�ndert wichtig, sich im Rahmen

der zweiten Stufe der F�deralismusreform auf

eine Reform der Verschuldungsregel zu ver-

st�ndigen.

8 Vgl. zum Aspekt der Ber�cksichtigung von unerwarte-
ten Steuerausf�llen in Haushaltsregeln: Deutsche Bundes-
bank, Zur Reform des deutschen Haushaltsrechts,
Monatsbericht, Oktober 2007, S. 47 ff., sowie J. Kremer
und D. Stegarescu (2008), Eine strenge und mittelfristig
stabilisierende Haushaltsregel, in: Wirtschaftsdienst,
Heft 3, S. 181 ff.
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L�nderhaushalte9)

Der Finanzierungssaldo der L�nderhaushalte

verschlechterte sich im dritten Quartal 2008

im Vorjahrsvergleich moderat. Der �berschuss

ging um gut 1�2 Mrd 3 auf knapp 11�2 Mrd 3

zur�ck. Bei einem verlangsamten Zuwachs

des Steueraufkommens (+ 3%) und r�ckl�ufi-

gen sonstigen Erl�sen legten die Einnahmen

nur noch um 11�2 % zu. Gleichzeitig stiegen

die Ausgaben weiter an (+ 2 1�2 %), wohl nicht

zuletzt infolge erneuter sp�rbarer Zuw�chse

bei den Zuweisungen an die Kommunen.

F�r das Gesamtjahr zeichnen sich Haushalts-

�bersch�sse in etwa der H�lfte der 16 L�nder

und – anders als in den Pl�nen vorgesehen –

auch f�r die L�ndergesamtheit ab. Sie k�nn-

ten trotz Belastungen durch h�here Personal-

aufwendungen, durch die Unternehmen-

steuerreform und durch die inzwischen ein-

getretene konjunkturelle Abk�hlung durch-

aus wieder das Niveau des Vorjahres (3 Mrd 3)

erreichen.10) Ausgaben infolge der Finanz-

marktkrise haben sich bisher kaum in der

Kassenstatistik niedergeschlagen. Weitere

St�tzungen im Gefolge der Krise d�rften

insbesondere vom Sonderfonds Finanz-

marktstabilisierung �bernommen werden.

Die L�nder m�ssen aber (neben einer Beteili-

gung an den im Fonds aufgelaufenen Schul-

den) entsprechend ihrem Anteil an hilfe-

ersuchenden Einrichtungen zur St�tzung bei-

tragen (vgl. die Ausf�hrungen auf S. 66 f.).

Die bisher vorliegenden Planungen, die be-

zogen auf die Steuereinnahmen gem�ß der

weitgehend unver�nderten Steuersch�tzung

kaum zus�tzlich zu revidieren w�ren, sehen

f�r 2009 f�r etwa die H�lfte der L�nder

nahezu keine Nettoneuverschuldung vor. Die

neuen L�nder und Berlin planen weiterhin zu-

mindest ann�hernd ausgeglichene Haushalte

und bereiten sich so auf den ab 2009 ver-

st�rkten Abbau der Solidarpaktmittel (um

j�hrlich gut 700 Mio 3) vor. Dagegen sind

keine wesentlichen Konsolidierungsfort-

schritte in L�ndern mit noch immer umfang-

reichen Defiziten geplant. Dies trifft insbeson-

dere auf die hochverschuldeten L�nder

Bremen und Saarland sowie auch auf

Schleswig-Holstein zu, aber auch auf Hessen,

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und

Rheinland-Pfalz. Belastend wirken bei den

L�ndern insbesondere deutliche Zuw�chse bei

den Personalausgaben, aber auch geplante

weitere Zunahmen bei den Zuweisungen an

die Kommunen. Hinzu kommen nun noch

Steuerausf�lle aus dem Konjunkturpaket.

Sozialversicherungen11)

Rentenversicherung

In der gesetzlichen Rentenversicherung hal-

bierte sich im dritten Quartal das Defizit im

Vorjahrsvergleich nahezu auf 1�2 Mrd 3. Der

Zuwachs bei den Einnahmen von insgesamt

2 1�2 % beruht in erster Linie auf den Pflicht-

9 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen im zweiten
Quartal wurde in den Kurzberichten des Monatsberichts
vom Oktober 2008 kommentiert.
10 In der hier zugrunde gelegten Abgrenzung der
monatlichen Kassenstatistik bleiben insbesondere die
Erl�se Berlins von 4 1�2 Mrd aus dem Verkauf seiner
Landesbank-Anteile im Jahr 2007 ausgeblendet.
11 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Kranken-
versicherung und der sozialen Pflegeversicherung im
zweiten Quartal 2008 wurde in den Kurzberichten des
Monatsberichts September 2008 kommentiert. Neuere
Daten liegen nicht vor.
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beitragseinnahmen von Besch�ftigten, die

um gut 3 1�2 % anstiegen. Da das Gewicht der

Beitr�ge f�r arbeitslose Bezieher von Lohn-

ersatzleistungen relativ gering ist, d�mpfte ihr

erneut starker R�ckgang (– 12%) den An-

stieg der gesamten Beitragseinnahmen nur

wenig. Gebremst wurde der Einnahmenzu-

wachs durch die Zuweisungen aus dem Bun-

deshaushalt, die in der Summe nur um 1�2 %

�ber ihrem Vorjahrsniveau lagen. Die Ausga-

ben wuchsen mit fast 2% sp�rbar schneller

als in den Vorquartalen. Ausschlaggebend

hierf�r war die durch die Aussetzung des

„Riester-Faktors“ verst�rkte Rentenanpas-

sung zum 1. Juli 2008 in H�he von 1,1%. Ein

Jahr zuvor war sie nur halb so hoch ausgefal-

len (+ 0,54%). Insgesamt nahmen die Ren-

tenausgaben um gut 11�2 % zu. Deutlich �ber-

durchschnittlich stiegen dagegen die Rehabili-

tationsaufwendungen (+ 10%).

Insgesamt gesehen k�nnte sich im laufenden

Jahr der �berschuss im Vergleich zum Vorjahr

(gut 1 Mrd 3) mehr als verdreifachen, und die

R�cklagen k�nnten dann auf bis zu eine Mo-

natsausgabe aufgef�llt werden. Im kommen-

den Jahr ist angesichts der eingetr�bten

gesamtwirtschaftlichen Aussichten mit einer

schw�cheren Besch�ftigungsentwicklung zu

rechnen. Trotz der erwarteten noch deut-

lichen Zuw�chse bei den Durchschnittsent-

gelten d�rften die Beitragseinnahmen daher

weniger stark zunehmen. Hinzu kommt, dass

zur Jahresmitte 2009 insbesondere aufgrund

der deutlich gestiegenen Durchschnitts-

verdienste im noch laufenden Jahr mit einer

Rentenanpassung von mehr als 2 1�2 % ge-

rechnet werden kann. Neben der nochmali-

gen Aussetzung des „Riester-Faktors“ d�rfte

dazu zudem beitragen, dass der Nachhaltig-

keitsfaktor voraussichtlich rentensteigernd wir-

ken wird, weil zum einen die Besch�ftigungs-

entwicklung im laufenden Jahr g�nstig ist und

zum anderen der Rentenbestand derzeit nur

wenig w�chst. Der �berschuss der Rentenver-

sicherung d�rfte somit deutlich zur�ckgehen.

Bundesagentur f�r Arbeit

F�r die BA ergab sich im dritten Quartal ein

�berschuss von gut 1�2 Mrd 3. Im Vergleich

zum Vorjahr bedeutet dies eine finanzielle

Verschlechterung um fast 11�2 Mrd 3, die in

erster Linie auf die Senkung des Beitrags-

satzes von 4,2% auf 3,3% zum 1. Januar

2008 zur�ckzuf�hren ist. Weiterhin hat der

Ersatz des Aussteuerungsbetrages durch
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den Eingliederungsbeitrag zu betr�chtlichen

Mehrausgaben zugunsten des Bundeshaus-

halts gef�hrt (+1 Mrd 3). Die nochmalige Ver-

ringerung der Ausgaben f�r das Arbeits-

losengeld I (– 17% oder – 1�2 Mrd 3) infolge

der g�nstigen Besch�ftigungsentwicklung

und der etwas h�here Bundeszuschuss konn-

ten dem nur begrenzt entgegenwirken. F�r

Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik

wurde nur wenig mehr ausgegeben.

Bei isolierter Betrachtung des Haushalts der

BA bel�uft sich das kumulierte Defizit der

ersten drei Quartale auf 2 1�2 Mrd 3. Im Vor-

jahr wurde im gleichen Zeitraum noch ein

�berschuss von 3 1�2 Mrd 3 erzielt. Dabei ist

allerdings zu ber�cksichtigen, dass im ersten

Halbjahr 2008 ein Betrag von 2 1�2 Mrd 3 als

einmalige Zuf�hrung an die neu eingerichtete

Versorgungsr�cklage ausgabenwirksam ver-

bucht wurde. In konsolidierter Betrachtung

der BA und ihrer Versorgungsr�cklage war

der Haushalt von Januar bis September

praktisch ausgeglichen.12) Im �blicherweise

finanzstarken vierten Quartal ist mit einem

deutlichen �berschuss zu rechnen. In der

Gesamtschau d�rften die R�cklagen damit

nochmals aufgestockt werden. Dabei steht

dem Reserveaufbau bei der Versorgungsr�ck-

lage ein – wenn auch geringerer – Abbau

der nicht zweckgebundenen BA-R�cklagen

gegen�ber.

Zum 1. Januar 2009 wird der Beitragssatz

noch einmal auf dann 2,8% gesenkt. Damit

sind im kommenden Jahr Einnahmenausf�lle

von gut 4 Mrd 3 verbunden. Außerdem d�rf-

ten die Ausgaben f�r das Arbeitslosengeld I

und wohl ebenfalls f�r die aktive Arbeits-

marktpolitik infolge der gesamtwirtschaft-

lichen Abschw�chung auch im Jahresdurch-

schnitt steigen. Somit ist mit einem betr�cht-

lichen Defizit zu rechnen, das durch einen

R�ckgriff auf die nicht zweckgebundenen

R�cklagen zu decken sein wird. Die Bundes-

vierteljährlich
Mrd €
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12 Die Konsolidierung f�hrt nicht nur zu einer K�rzung
der Ausgaben der BA um die einmaligen Zuf�hrungen an
die Versorgungsr�cklage. Dar�ber hinaus sind auch die
laufenden Zahlungen an die R�cklage von den Ausgaben
abzusetzen. Im Gegenzug sind die Ausgaben der Versor-
gungsr�cklage etwa f�r die laufenden Pensionen und
Beihilfen hinzuzurechnen.
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regierung selbst h�lt einen Beitragssatz von

2,8% f�r nicht nachhaltig. Daher soll der

Satz zur Jahresmitte 2010 wieder auf 3,0%

angehoben werden. Es erscheint jedoch frag-

lich, ob damit die dauerhaft eigenst�ndige

Finanzierung der BA sichergestellt werden

kann. Bei sonst weitgehend stabilen Ausga-

ben d�rften mit einem Beitragssatz von 3%

kaum mehr als 900 000 Bezieher von Arbeits-

losengeld finanziert werden k�nnen, was

etwa der sehr niedrigen Zahl im laufenden

Jahr entspricht.




